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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Roesch 


I. 

Der Ausschuß hat den vorliegenden Antrag in sei- 
nen Sitzungen am 6. und 12. April 1962 beraten und 
ist dabei von der Lage auf dem deutschen Hopfen- 
markt in den letzten Jahren ausgegangen. Dabei 
ergab sich folgender Überblick: 

a) Anbauflächen und Hektarerträge 


1958 

8 740 ha 


39,6 Ztr./ha 

1959 

8 740 ha 


41,3 Ztr. /ha 

1960 

8 400 ha 


37,3 Ztr./ha 

1961 

8 200 ha 


31,1 Ztr./ha 

Ernten und Eigenbedarf 



1958 

349 000 Ztr. Ernte 

ca. 

205 000 Ztr. 
Eigenbedarf 

1959 

360 000 Ztr. Ernte 

ca. 

225 000 Ztr. 
Eigenbedarf 

1960 

325 000 Ztr. Ernte 

ca. 

236 000 Ztr. 
Eigenbedarf 

1961 

255 000 Ztr. Ernte 

ca. 

256 000 Ztr. 


Eigenbedarf 

Bei der Errechnung des Eigenbedarfs wurde eine 
durchschnittliche Hopfengabe von 220 g/hl zu- 
grunde gelegt. 

c) Bierausstoß 

1958 46,5 Mill. hl 

1959 51,1 Mill. hl 


1960 

53,7 Mill. hl 


1961 

58,3 Mill. hl 


Außenhandel 

mit Hopfen 



Ausfuhr 

Einfuhr 

1958 

106 000 Ztr. 

25 000 Ztr. 

1959 

143 000 Ztr. 

31 500 Ztr. 

1960 

87 000 Ztr. 

41 200 Ztr. 

1961 

114 500 Ztr. 

46 300 Ztr. 


Im Durchschnitt steht demnach etwa ein Drittel 
der Ernte für den Export zur Verfügung. 

Die durchschnittlichen Einfuhren lagen in den 
letzten Jahren bei etwa 13v. H. der Ernte. Im 
wesentlichen wird neben Jugoslawien und der 
Tschechoslowakei Hopfen noch aus den USA be- 
zogen. Hopfen ist liberalisiert. Nur gegenüber 
der Tschechoslowakei ist ein Kontingent in Höhe 
von 1,89 Mill. DM handelsvertraglich festgelegt. 

e) Hopfenpreise 

Während in den Jahren 1959 und 1960 infolge 
übergroßer Ernten die Hopfenpreise unter den 
Erzeugerkosten lagen und Absatzschwierigkeiten 
bestanden, konnten die Ernten 1958 und 1961 
ohne Schwierigkeiten zu guten Preisen abgesetzt 
werden. 

11 . 

Bei den Ausschußberatungen standen sich zwei 
I Auffassungen gegenüber. 
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Die Auffassung des Bundesernährungsministe- 
riums ging dahin, die mehrjährigen Lieferverträge, 
die zu festen Preisen abgeschlossen werden, zu ver- 
feinern und zu erweitern, um dadurch für die Zu- 
kunft eine gewisse Stabilisierung des Hopfenpreises 
auf dem deutschen Markt zu erreichen. Nach Aus- 
kunft des Bundesernährungsministeriums sollen be- 
reits 70 bis 75 V. H. der deutschen Ernte durch mehr- 
jährige Lieferverträge gebunden sein. 

Im übrigen geht die Stellungnahme des Bundes- 
ernährungsministers aus der Antwort — Drucksache 
IV/255 — auf die Kleine Anfrage der Abgeord- 
neten Kurlbaum, Dr. Roesch, Dr. Schmidt (Geller- 
sen) und Genossen — Drucksache IV/229 — hervor. 

Die Antragsteller dagegen forderten von der Bun- 
desregierung, sie solle bei der Kommission der 
EWG dafür eintreten, daß ähnlich wie für Milch, 
Rindfleisch, Zucker, Tabak und Reis auch für den 
Hopfen ein Zeitplan für die ordnenden Maßnahmen 
der gemeinsamen Agrarpolitik vorgesehen wird. Sie 
glaubten, damit folgendes zu erreichen: 

1. den Fortfall der Subventionen innerhalb der 
EWG, 

2. eine Präferenz für den deutschen Hopfen inner- 
halb der EWG, 


3. einen wirksamen Schutz an den Außengrenzen 
der EWG gegen die Einfuhren aus den Ostblock- 
staaten. 

Nachdem der Ausschuß in Nr, 1 des Antrages 
Drucksache IV/217 die Worte „im Ministerrat" durch 
die Worte „bei der Kommission" und die Worte 
„für Milch, Rindfleisch, Zucker, Tabak und Reis" 
durch die Worte „bei anderen landwirtschaftlichen 
Produkten" ersetzt hatte, um damit sichtbar zu 
machen, daß für Hopfen nicht so detaillierte Maß- 
nahmen wie für Milch, Rindfleisch usw. erforderlich 
sind, stimmte der Ausschuß dem somit geänderten 
Antrag einmütig zu. 

Die Frage, ob man die Bundesregierung in ihrer 
Berichterstattung zeitlich so binden sollte, wie es 
die Nr. 2 der Druchsache IV/217 vorsieht, wurde 
dahingehend entschieden, daß man bei der Fassung 
des Antrages blieb, da man von der Annahme 
ausging, daß die Bundesregierung bis zum 30. Juni 
1962 nur über das Ergebnis ihrer Bemühungen be- 
richten soll und zu diesem Zeitpunkt noch kein ab- 
schließendes Ergebnis erwartet wird. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, dem 
vorliegenden Antrag, der im Ausschuß eine einstim- 
mige Billigung fand, zuzustimmen. 


Bonn, den 18. April 1962 


Dr. Roesch 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert, bei der 
Kommission der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft darauf hinzuwirken, daß auch für die 
Sonderkultur Hopfen die Grundsätze der ge- 
meinsamen Agrarpolitik, wie sie im Vertrag von 
Rom festgelegt sind, Anwendung finden. Bei die- 
sen Verhandlungen soll die Bundesregierung da- 


für eintreten, daß ähnlich wie bei anderen land- 
wirtschaftlichen Produkten auch für den Hopfen 
ein Zeitplan für die ordnenden Maßnahmen der 
gemeinsamen Agrarpolitik vorgesehen wird. 

2. Die Bundesregierung wird gebeten, dem Bundes- 
tag bis zum 30. Juni 1962 über das Ergebnis ihrer 
Bemühungen auf diesem Gebiet zu berichten. 


Bonn, den 18, April 1962 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht Dr, Roesch 

Vorsitzender Berichterstatter 
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